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 Achtung bei der Verlängerung eines sach-
grundlos befristeten Arbeitsvertrages! 

Das Bundesarbeitsgericht hat in einer Entschei-
dung vom 24.02.2021 bekräftigt, dass bei einer 
Verlängerung eines ohne Sachgrund befriste-
ten Arbeitsvertrags nur die Verlängerung selbst 
im Verlängerungsvertrag geregelt sein darf und 
keine sonstigen Vertragsbedingungen geändert 
werden dürfen. 

Im zu entscheidenden Fall war das Arbeitsver-
hältnis mit dem Arbeitnehmer bereits zweimal 
befristet worden, nach der zweiten Befristung, 
während der der Klägern in Vollzeit arbeitete, 
schlossen die Parteien eine Vereinbarung, wo-
nach die Befristung ein weiteres Mal verlängert 
werden sollte und der Kläger auf seinen Antrag 
hin wieder in Teilzeit beschäftigt werden sollte. 

Der Arbeitnehmer klagt gegen die Unwirksam-
keit der letzten Befristung und gewinnt. Die 
letzte Vertragsverlängerung sei keine Verlänge-
rung im Sinne des § 14 Abs. 2 S. 1 TzBfG, da 
die Parteien nicht nur die Laufzeit des befriste-
ten Vertrages geändert haben, sondern auch 
die Arbeitszeit des Klägers herabgesetzt und 
damit andere Arbeitsbedingungen vereinbart 
haben. Anpassungen der arbeitsvertraglichen 
Regelungen zusammen mit der Verlängerung 
sind nach der Rechtsprechung nur dann zuläs-
sig, wenn es sich um eine Anpassung des Ver-
tragstextes an die zum Zeitpunkt der Verlänge-
rung geltende Rechtslage handelt, oder wenn 
Arbeitsbedingungen vereinbart werden, auf die 
der befristet beschäftigte Arbeitnehmer einen 
Anspruch habe. 

Die Befristung war im Ergebnis also unwirksam 
und es bestand ein unbefristetes Arbeitsverhält-
nis. Arbeitgebern, die mit ohne Sachgrund be-
fristeten Mitarbeitern Verlängerungsvereinba-
rungen schließen wollen, dabei aber auch 
gleichzeitig sonstige, neue Regelungen verein-
baren wollen, muss zu einer Zweiteilung gera-
ten werden, einerseits die Verlängerung zu re-
geln und in einer zweiten, nachgelagerten Ver-
einbarung dann gegebenenfalls sonstige wei-
tere notwendige/gewollte Änderungen des Ar-
beitsvertrages.  

Bundesarbeitsgericht, Urteil vom 24.02.2021-7 
AZR 108/20 

 

 Betreuung eines achtjährigen Kindes und 
Erwerbsobliegenheit 

Im Rahmen eines Beschwerdeverfahrens we-
gen eines Antrags auf Bewilligung von Verfah-
renskostenhilfe zur Durchführung eines Verfah-
rens wegen nachehelichen Unterhalts, Rück-
stand und laufende Zahlung, hatte sich das 
Oberlandesgericht Düsseldorf in einem Be-
schluss vom 18.08.2020 - II-3 WF 139/19 (Fa-
mRZ 2021, 1620) mit der Frage zu beschäfti-
gen, welche Kriterien für den Umfang der Er-
werbsobliegenheit eines betreuenden geschie-
denen Ehegatten als Unterhaltsberechtigten 
heranzuziehen sind. 

Im Ergebnis wurde durch das OLG Düsseldorf 
bestätigt, dass eine Erwerbstätigkeit der unter-
haltsberechtigten, geschiedenen Ehefrau, im 
Umfang von ca. 3/4 einer vollschichtigen Tätig-
keit unterhaltsrechtlich nicht zu beanstanden 
sei. Zunächst wurde darauf verwiesen, dass 
nicht nur die Drittbetreuung in der Schule son-
dern auch notwendige Wegzeiten berücksich-
tigt werden müssten. Nach dem Sachverhalt 
hatte der Unterhaltsverpflichtete vorgeschla-
gen, er könne den morgendlichen Weg des Kin-
des zur Schule übernehmen, soweit die Kindes-
mutter das achtjährige Kind entsprechend früh 
zu ihm bringt, sodass diese früher ihre Arbeits-
tätigkeit aufnehmen kann. Unter Berücksichti-
gung der Belange des minderjährigen Kindes 
wurde dieser Vorschlag durch das OLG Düssel-
dorf als unangemessen angesehen, da dies 
eine sehr hohe Belastung für das Kind bedeutet 
hätte. Weiter sind nach den Ausführungen des 
OLG Düsseldorf auch außerschulische Aktivitä-
ten hinsichtlich des Zeitaufwandes zu berück-
sichtigen, insbesondere, soweit das Kind nicht 
in der Lage ist, die entsprechenden sportlichen 
oder musischen Aktivitäten ohne Beteiligung 
der Kindesmutter, beispielsweise für die Weg-
strecken, wahrzunehmen. 

Die Entscheidung zeigt, dass es ab einem Alter 
von drei Jahren in Bezug auf den Umfang einer 
Erwerbsobliegenheit des betreuenden Eltern-
teils, Grundlage für die Berechnung von Ehe-
gattenunterhalt, auf die jeweiligen Umstände, 
welche vorzutragen sind, ankommt. 

OLG Düsseldorf, Beschluss vom 18.08.2020 - 
II-3 WF 139/19 
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 Abfrage von Daten wie Geburtsdatum und 
Geschlecht in Online-Bestellformularen 

Das Verwaltungsgericht Hannover hat mit Urteil 
vom 09.11.2021 zur Frage Stellung genommen, 
ob im Rahmen eines Online-Bestellformulars 
Daten wie das Geburtsdatum abgefragt werden 
dürfen. Dem Verfahren lag ein Bescheid des 
Landesbeauftragten für den Datenschutz Nie-
dersachsen (LfD) zugrunde, der es einer On-
line-Versandapotheke untersagte, unabhängig 
von der Art des bestellten Medikaments das 
Geburtsdatum des Bestellers zu erheben und 
zu verarbeiten und bei der Bestellung lediglich 
die Anrede Herr/Frau anzubieten dies auch bei 
Medikamenten, die nicht geschlechtsspezifisch 
zu dosieren und/oder einzunehmen sind.  

Hinsichtlich des letztgenannten Punkts hatte 
sich das Verfahren erledigt, da der Anbieter zwi-
schenzeitlich die Auswahloptionen „ohne An-
gabe“ in das Bestellformular eingefügt hatte. 
Bezüglich der Abfrage des Geburtsdatums hat 
das Gericht die Auffassung des LfD bestätigt. 
Nach Auffassung der Kammer hat die Verarbei-
tung des Geburtsdatums jedenfalls für solche 
Produkte zu unterbleiben, die keine altersspezi-
fische Beratung erfordern. Da auf der Seite der 
Online-Versandapotheke auch zahlreiche Dro-
gerieartikel und nicht altersspezifische apothe-
kenpflichtige Medikamente angeboten werden, 
bestehe jedenfalls soweit keine Rechtsgrund-
lage zur Erhebung auch des Geburtsdatums. 
Soweit die Versandapotheke die Geschäftsfä-
higkeit ihrer Kunden überprüfen wolle, reiche 
hierfür die Abfrage der Volljährigkeit und müsse 
nicht das konkrete Geburtsdatum angegeben 
werden um dem Prinzip der Datenminimierung 
nach der DSGVO zu genügen. 

Die Entscheidung des VG Hannover ist noch 
nicht rechtskräftig und sicherlich recht kleinlich, 
es ist aber nicht ausgeschlossen, dass sich wei-
tere Gerichte dem anschließen. Unabhängig 
hiervon gilt generell für Online-Shops zu be-
rücksichtigen, dass in den Bestellformularen 
nur die Daten abgefragt werden sollten, die tat-
sächlich zur Abwicklung der Bestellung erfor-
derlich sind (insbesondere Name, Adresse und 
Zahlungsdaten). Das Geschlecht gehört hierzu 
regelmäßig nicht, weswegen die verklagte Ver-
sandapotheke voraussichtlich auch vorausei-
lend das Bestellformular insoweit um eine wei-
tere Auswahloption ergänzt hat. Hinsichtlich 

des Geburtsdatums ist jeweils im Einzelfall zu 
prüfen, ob dieses tatsächlich erforderlich ist, in 
der Regel dürfte ausreichend sein, wenn der 
Kunde im Rahmen der Bestellung bestätigt, 
dass er volljährig ist. Will der Shopbetreiber wei-
tere Daten erheben, bedarf es hierfür einer Ein-
willigung des Kunden. 

VG Hannover, Urteil vom 09.11.2021 - 10 A 
502/19 

 

 OLG Frankfurt am Main zur Corona-Miete 

Mit Urteil vom 17.09.2021 - 2 U 18/21 - äußerte 
sich nunmehr auch das Oberlandesgericht 
Frankfurt am Main zur Problematik der Corona-
Miete. Zwischenzeitlich gibt es eine Vielzahl 
von unterschiedlichsten Urteilen. Entscheidend 
wird allein sein, was der Bundesgerichtshof ent-
scheiden wird. Es wird aber voraussichtlich 
noch einige Zeit dauern, bis der Bundesge-
richtshof Rechtssicherheit schafft. Die Gerichts-
verfahren vor dem Bundesgerichtshof zeigen, 
dass die Bundesrepublik Deutschland bei der 
Digitalisierung einen erheblichen Nachholbe-
darf hat. Sowohl das Gericht als auch die weni-
gen vor dem Bundesgerichtshof zugelassenen 
Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte arbei-
ten ausschließlich mit den gerichtlichen Papier-
akten. Da es diese nur einmal gibt und Fristver-
längerungen für die Revisionsbegründung und 
die Revisionserwiderung von jeweils mehreren 
Monaten üblich sind, dauert es viele Monate, 
bis ein Richter am Bundesgerichtshof über-
haupt die Gelegenheit hat, sich mit den Akten 
zu beschäftigen. 

Die Parteien streiten über die Miete für ein 
Sushi-Restaurant für die Monate April und Mai 
2020. Vom 18.03.2020 bis zum 15.05.2020 
musste das Restaurant zwangsweise geschlos-
sen werden. Ab 16.05.2020 war eine stark ein-
geschränkte Wiederaufnahme des Betriebs bei 
massiv verringerter Gästekapazität möglich. 
Das Oberlandesgericht meint, der Restaurant-
betreiber könne keine Herabsetzung des ver-
traglich geschuldeten Mietzinses verlangen. 
Weder für den Zeitraum der vollständigen auf 
einer behördlichen Anordnung beruhenden 
Schließung des Restaurantbetriebs noch für 
den Zeitraum, in dem der Betrieb eingeschränkt 
wieder möglich war, ist nach Auffassung des 
Oberlandesgerichts Frankfurt am Main eine 
Herabsetzung der vertraglich geschuldeten 
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Miete geboten. Vielmehr könne dem Restau-
rantbetreiber nach den Gesamtumständen des 
Einzelfalls ein Festhalten am unveränderten 
Vertrag zugemutet werden.  

Übereinstimmend mit der herrschenden Mei-
nung geht das Gericht davon aus, dass die 
Mietsache nicht mangelhaft war, sodass eine 
Minderung der Miete ausscheidet. Die Mietsa-
che selbst war weiterhin ordnungsgemäß. Die 
behördlich angeordneten Einschränkungen hät-
ten sich nicht objektbezogen ausgewirkt, son-
dern betreffen inhaltlich den Betrieb des Res-
taurants. Ein Vermieter schulde allein die Mög-
lichkeit, in den überlassenen Räumen einen 
Geschäftsbetrieb mit dem konkret vereinbarten 
Zweck zu führen, diese Verpflichtung habe der 
Vermieter erfüllt. Die behördlichen Schließun-
gen und Beschränkungen zur Bekämpfung der 
COVID-19-Pandemie betreffen weder die kör-
perliche Beschaffenheit der Mietsache, noch ih-
ren Zustand oder ihre Lage, sodass kein Sach-
mangel vorliege. Es liege auch kein Fall der Un-
möglichkeit vor. Die gesetzlichen Regelungen 
zur Unmöglichkeit werden nach Überlassung 
der Mietsache von den spezielleren Regelun-
gen des Gewährleistungsrechts verdrängt. Dar-
über hinaus war es dem Vermieter nicht unmög-
lich, dem Mieter den Gebrauch der Mietsache 
zu gewähren. 

Das Oberlandesgericht Frankfurt am Main 
meint ferner, dass der Mieter auch keine Anpas-
sung der Miete wegen einer schwerwiegenden 
Störung der Geschäftsgrundlage verlangen 
könne. Zwar sei die Geschäftsgrundlage des 
Mietvertrags durch die Folgen der Pandemie 
schwerwiegend gestört. Gleichwohl kann der 
Mieter aber keine Anpassung des Mietvertra-
ges und damit eine Herabsetzung der Miete 
verlangen. Das Oberlandesgericht Frankfurt 
meint, es könne im konkreten Fall nicht festge-
stellt werden, dass dem Mieter unter Berück-
sichtigung aller Umstände des Einzelfalls das 
Festhalten am unveränderten Vertrag nicht zu-
gemutet werden könne. Zwar komme ein sol-
ches Recht des Mieters, Anpassung des Ver-
trags zu verlangen, nach den Umständen 
grundsätzlich in Betracht. Zu berücksichtigen 
sei aber, dass es sich bei der Pandemie um ei-
nen Umstand handelt, der nach der gesetzli-
chen Regelung in den Risikobereich eines Mie-
ters falle. Zwar könne in Ausnahmefällen den-
noch eine Anpassung des Vertrages nach den 
Grundsätzen der Störung der Geschäftsgrund-
lage geboten sein, dafür sei aber erforderlich, 
dass ein Festhalten an der vereinbarten Rege-
lung für den Mieter zu einem nicht mehr tragba-
ren Ergebnis führt. Erforderlich sei, dass eine 
Anpassung des Vertrages zur Vermeidung ei-
nes untragbaren, mit Recht und Gerechtigkeit 
nicht mehr zu vereinbarenden und damit dem 
Mieter nach Treu und Glauben nicht zuzumu-
tenden Ergebnisses unausweichlich erscheint. 

Vor diesem Hintergrund sei eine Anpassung 
des Vertrags durch Herabsetzung der vom Mie-
ter geschuldeten Miete um 50 % für die Zeit ei-
ner behördlichen Schließung des Geschäftsbe-
triebs nicht schon allein deshalb vorzunehmen, 
weil keine der Mietvertragsparteien eine Ursa-
che für die Störung der Geschäftsgrundlage in 
Gestalt der Pandemie gesetzt hat (so aber OLG 
Dresden, ZMR 2021, 476; LG München I, NZM 
2021, 194; LG Mönchengladbach, BeckRS 
2020, 30731). Nach Auffassung des Oberlan-
desgerichts Frankfurt am Main ist es zu kurz ge-
sprungen, allein auf die Auswirkungen der Pan-
demie abzustellen. Vielmehr müssten auch die 
weiteren konkreten Umstände des Sachver-
halts herangezogen werden (ebenso OLG Köln, 
Beschluss vom 31.05.2021 - 22 U 205/20; OLG 
Karlsruhe, NJW 2021, 945; OLG München, 
NJW 2021, 948). Zu berücksichtigen sei, dass 
den Mieter zwar die behördlichen Beschränkun-
gen ganz erheblich trafen, insbesondere des-
wegen, weil während des Zeitraums der Schlie-
ßung keine Einnahmen erzielt wurden. Zu be-
rücksichtigen sei aber, dass es dem Mieter ge-
lungen sei, mit der Schließung sämtliche ande-
ren Kosten auf Null zu senken, allein die Miete 
war noch zu zahlen. Staatliche Hilfen außer 
Kurzarbeitergeld, insbesondere Überbrü-
ckungsgeld, hatte der Mieter aber nicht erhal-
ten, ebenso keine Leistungen aus einer Be-
triebsunterbrechungsversicherung. Eine Herab-
setzung der Miete für den Zeitraum der Schlie-
ßung des Restaurants und der nachfolgenden 
behördlichen Beschränkungen stünden die 
gleichfalls zu berücksichtigenden wirtschaftli-
chen Verhältnisse des Vermieters entgegen. 
Dem Interesse eines Mieters an einer finanziel-
len Entlastung stünden auf Seiten des Vermie-
ters dessen eigene finanzielle Verpflichtungen 
entgegen. Im konkreten Fall trafen den Vermie-
ter erhebliche Darlehensverpflichtungen. Hinzu 
kamen die Betriebskosten für das Objekt. Diese 
Darlehensverpflichtungen wiegen nach Auffas-
sung des Oberlandesgerichts Frankfurt am 
Main so schwer, dass dem Vermieter eine Her-
absetzung der Miete nicht zumutbar sei. 

Das Oberlandesgericht hat die Revision zuge-
lassen, da die Rechtssache grundsätzliche Be-
deutung hat. 

OLG Frankfurt am Main, Urteil vom 17.09.2021 
- 2 U 18/21 
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 Nutzungsausfallentschädigung und Scha-
densminderungspflicht 

Es ist höchstrichterlich, durch ständige Recht-
sprechung des Bundesgerichtshofs, anerkannt, 
dass der Verlust der Nutzungsmöglichkeit eines 
Kraftfahrzeugs grundsätzlich einen Anspruch 
auf Schadensersatz begründet (z.B. BGH, DAR 
2018, 256; Urteil vom 23.11.2004, DAR 2005, 
78; 10.6.2008, DAR 2008, 465). Es besteht für 
den privaten Bereich, teilweise auch bei ge-
werblichen Fahrzeugen, soweit nicht unmittel-
bar zur Gewinnerzielung eingesetzt, der An-
spruch auf Nutzungsausfallentschädigung, für 
dessen Höhe Tabellenwerke vorliegen. Es ent-
steht allerdings hinsichtlich der Dauer des An-
spruchs oftmals Streit aufgrund eines Einwands 
durch den Haftpflichtversicherer des Schädi-
gers, der Dauer läge ein Verstoß gegen die 
Schadensminderungspflicht zugrunde. 

In diesem Bereich hatte sich das Landgericht 
Köln in einem Urteil vom 02.06.2021 - 4 O 
388/20 (DAR 2021, 573) mit einer Forderung 
von Nutzungsausfallentschädigung in Höhe von 
insgesamt EUR 10.868,00, wovon außerge-
richtlich EUR 1.140,00 erstattet worden waren, 
zu befassen. Grundlage war ein (unstreitiger) 
Anspruch auf Schadensersatz auf Neuwagen-
basis, das verunfallte Fahrzeug des Geschädig-
ten war erst wenige Tage alt. Nach dem mitge-
teilten Sachverhalt hatte der Geschädigte dar-
über informiert, dass dieser aus eigenen Mitteln 
zur Vorfinanzierung nicht in der Lage sei, die 
Haftung dem Grunde nach zu 100 % war am 
19.02.2020 bestätigt worden, aufgrund Bestel-
lung vom 18.03.2020 wurde das Ersatzfahr-
zeug als Neuwagen am 31.07.2020 ausgeliefert 
und zugelassen. Unmittelbar nach dem Unfall-
ereignis hatte der Geschädigte für drei Tage ei-
nen Mietwagen in Anspruch genommen, diesen 
sodann zurückgegeben. 

Zunächst wurde durch das Landgericht Köln da-
rauf verwiesen, dass die Rückgabe des Mietwa-
gens nicht die Annahme begründet, es würde 
auf Seiten des Geschädigten kein Nutzungs-
wille/Nutzungsbedarf bestehen, vielmehr wurde 
mit ausführlichen Rechtsprechungshinweisen 
zugrunde gelegt, dass jedenfalls bei einem pri-
vat genutzten Pkw die Vermutung begründet ist, 
dass ohne das Unfallereignis dessen weitere 
Nutzung erfolgt wäre, mit entsprechendem Nut-

zungswillen und Nutzungsbedarf des Geschä-
digten. Sodann wurde darauf hingewiesen, 
dass der Geschädigte berechtigt ist, zunächst 
die Schadensfeststellung einschließlich der 
Übermittlung eines Schadengutachtens abzu-
warten, bevor eine Entscheidung über die 
Schadensbeseitigung erfolgt. Schließlich ist 
durch das Landgericht Köln ausgeführt worden, 
dass keine generelle Verpflichtung des Ge-
schädigten besteht, eine eigene Vollkaskover-
sicherung in Anspruch zu nehmen und es auch 
nicht auf eine Schätzung des Sachverständigen 
zur Wiederbeschaffungsdauer ankommt, viel-
mehr auf die tatsächliche Wiederbeschaffung. 
Nach alledem war ein Einwand wegen Verstoß 
gegen die Schadensminderungspflicht lediglich 
für den Zeitraum zwischen Zugang des Gutach-
tens und Bestellung des Neufahrzeuges be-
gründet, 21 Tage, für welche es keine sachliche 
Erklärung gab. Im Übrigen wurde die eingefor-
derte Nutzungsausfallentschädigung jedoch 
ganz überwiegend zugesprochen, in Höhe von 
EUR 8.955,00. 

Landgericht Köln, Urteil vom 02.06.2021 - 4 O 
388/20 

 

 Die Mehrheit darf nicht alles beschließen 

Der Bundesgerichtshof hatte die Rechtsfrage 
zu entscheiden, ob durch einen Mehrheitsbe-
schluss aus Gründen der Verkehrssicherheit 
die Nutzung des gemeinschaftlichen Eigentums 
verboten werden kann, wenn auch das Son-
dereigentum infolge dieses Verbots nicht mehr 
genutzt werden kann. Betroffen war ein nach 
dem Wohnungseigentum aufgeteiltes, über 40 
Jahre altes und stark sanierungsbedürftiges 
Parkhaus. Drei der insgesamt elf Ebenen die-
ses Parkhauses stehen als eigene Teileigen-
tumseinheit im Sondereigentum der Kläger-
seite. Die Klägerin vermietete diese Einheit an 
ein benachbartes Hotel. Die übrigen Ebenen mit 
Einheiten der Beklagten sind seit Jahren außer 
Betrieb. Nachdem das Bauordnungsamt Nach-
weise für die Einhaltung der brandschutztechni-
schen Mindestanforderungen angefordert hat, 
beschlossen die Wohnungseigentümer mehr-
heitlich, dass die Ebenen, die zur Einheit der 
Klägerin gehören, nicht mehr genutzt werden 
dürfen. Es wurde der Klägerin gestattet, die 
brandschutztechnischen Mängel selbst und auf 
eigene Kosten zu beseitigen. 

mailto:hier@recht-bekommen.hn
http://www.recht-bekommen.hn/


 

- 5 - 

 

  Südstraße   Telefon (07131) 59 412 - 20 65    E-Mail hier@recht-bekommen.hn                          

 74072 Heilbronn                          Telefax (07131) 59 412 - 99   Internet www.recht-bekommen.hn  

. 

Die Klägerin hat den Beschluss angefochten. 
Während das Amts- und Landgericht der An-
sicht gewesen sind, dass der Beschluss ord-
nungsgemäßer Verwaltung entspricht, hat der 
Bundesgerichtshof der Beschlussmängelklage 
stattgegeben und den Beschluss für ungültig er-
klärt. 

Zwar können die Wohnungseigentümer im 
Rahmen der ordnungsgemäßen Verwaltung ein 
auf das gemeinschaftliche Eigentum bezoge-
nes Nutzungsverbot zum Zwecke der Gefah-
renabwehr beschließen. Wenn aber die zweck-
entsprechende Nutzung des Sondereigentums 
eingeschränkt wird, ist dies nur aus zwingenden 
Gründen und in engen Grenzen möglich. Denn 
nach der Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofes sind die Wohnungseigentümer verpflich-
tet, die Behebung gravierender baulicher Män-
gel des gemeinschaftlichen Eigentums zu ver-
anlassen, die eine Nutzung des Sondereigen-
tums zu dem vereinbarten Zweck erheblich be-
einträchtigen oder sogar ausschließen. Auch 
können sich die Eigentümer nicht darauf beru-
fen, dass ihnen die damit einhergehenden Kos-
ten nicht zuzumuten seien, so der Bundesge-
richtshof. 

Ein dauerhaftes Nutzungsverbot würde in sol-
chen Fällen nur dann ordnungsgemäßer Ver-
waltung entsprechen, wenn eine Sanierungs-
pflicht gemäß § 22 WEG ausgeschlossen wäre. 
Diese Vorschrift regelt den Wiederaufbau, 
wenn das Gebäude zu mehr als der Hälfte sei-
nes Wertes zerstört ist und der Schaden nicht 
durch eine Versicherung oder in anderer Weise 
gedeckt ist. In diesen Fällen, so der Regelungs-
inhalt des § 22 WEG, kann der Wiederaufbau 
nicht beschlossen oder verlangt werden. Der 
Bundesgerichtshof entscheidet, dass eine Zer-
störung im Sinne von § 22 WEG überhaupt 
nicht vorliegt, wenn die Nutzbarkeit aufgehoben 
ist, weil eine Sanierung hohe Kosten verur-
sacht. Eine Zerstörung liegt nämlich nur dann 
vor, wenn die Nutzbarkeit durch punktuelle Er-
eignisse (wie Brand, Überflutung oder Explo-
sion) wesentlich beeinträchtigt oder aufgeho-
ben ist. Damit ist die Vorschrift des § 22 WEG 
nicht anwendbar. Auch eine analoge Anwen-
dung scheidet aus, da es an einer planwidrigen 
Regelungslücke fehlt. 

Nachdem demnach die Voraussetzungen des § 
22 WEG nicht vorlagen, durfte das Nutzungs-
verbot damit nicht beschlossen werden, wes-
halb der Beschluss für ungültig zu erklären war. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 15.10.2021 - V 
ZR 225/20 

 

 Kündigungsgefahren in der Zwangsverstei-
gerung  

Selbst, wenn der Mieter im Mietvertrag verein-
bart, dass eine Eigenbedarfskündigung ausge-
schlossen ist, ist dieser vor solchen Kündigun-
gen durch den Ersteher im Zwangsversteige-
rungsverfahren nicht geschützt. Der Ersteher 
kann nämlich nach Zuschlagserteilung zu den 
gesetzlichen Versteigerungsbedingungen trotz-
dem das Mietverhältnis wegen Eigenbedarfs 
kündigen. Denn § 57a ZVG gibt dem Ersteher 
ein Sonderkündigungsrecht an die Hand, wel-
ches durch Vereinbarungen im Mietvertrag mit 
dem ursprünglichen Vermieter nicht ausgehe-
belt werden kann, wie der Bundesgerichtshof 
entschieden hat.  

Im Rahmen der Zwangsversteigerung tritt der 
Ersteher gemäß § 57 ZVG in ein zwischen dem 
Voreigentümer und dem Mieter bestehendes 
Mietverhältnis ein. Er ist allerdings gemäß 
§ 57a ZVG berechtigt, dieses Mietverhältnis un-
ter Einhaltung der gesetzlichen Frist zu kündi-
gen. Dieser Eintritt in das Mietverhältnis bewirkt 
nicht, dass das gesetzlich vorgesehene Son-
derkündigungsrecht aufgrund des mietvertrag-
lich vereinbarten Kündigungsausschlusses ent-
fällt. Es handelt sich um ein quasi dingliches 
Sonderkündigungsrecht, welches Bestandteil 
des Eigentumserwerbs ist. Der Zuschlag zu den 
gesetzlichen Versteigerungsbedingungen gibt 
dem Ersteher die öffentliche Gewähr, dass er 
dieses Sonderkündigungsrecht auch ausüben 
darf, so der Bundesgerichtshof. Die öffentlich-
rechtlichen Vorschriften im Zwangsversteige-
rungsgesetz überlagern daher insoweit das Zi-
vilrecht und damit die vertraglichen Vereinba-
rungen. 

Der Mieter kann allenfalls im Zwangsversteige-
rungsverfahren versuchen vor der Aufforderung 
zur Abgabe von Geboten eine von den gesetz-
lichen Vorschriften abweichende Feststellung 
des geringsten Gebotes und der Versteige-
rungsbedingungen zu erreichen, nämlich dass 
vom Sonderkündigungsrecht nach § 57a ZVG 
kein Gebrauch gemacht wird. Wenn sämtliche 
Beteiligten des Zwangsversteigerungsverfah-
rens zustimmen, so erfolgt der Erwerb abwei-
chend von den gesetzlichen Versteigerungsbe-
dingungen unter Ausschluss des Sonderkündi-
gungsrechtes nach § 57a ZVG. Wenn nicht alle 
Beteiligten zustimmen, erfolgt ein sogenanntes 
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Doppelausgebot. In diesem Fall wird einmal auf 
die gesetzliche Ausgebotsform mit dem außer-
ordentlichen Kündigungsrecht des Erstehers 
geboten und auf die abweichende Form, in wel-
cher das Sonderkündigungsrecht nicht besteht. 
Wenn Gebote sowohl auf das gesetzliche als 
auch auf das abweichende Ausgebot vorliegen, 
sind diese in ihrem wirtschaftlichen Wert zu ver-
gleichen. Nur wenn der Zuschlag auf das Gebot 
unter Ausschluss des Sonderkündigungsrech-
tes (weil dieses Gebot wirtschaftlich vorteilhaf-
ter war) erteilt wird, erwirbt ein Ersteher das Ei-
gentum und ist an der Ausübung des außeror-
dentlichen Kündigungsrechtes gehindert. Im 
vom Bundesgerichtshof entschiedenen Fall 
wurde ein Gebot von EUR 100.000,00 auf das 
Ausgebot unter Ausschluss des Sonderkündi-
gungsrechtes abgegeben. Auf das Ausgebot zu 
den gesetzlichen Versteigerungsbedingungen 
gab es aber ein Gebot in Höhe von EUR 
447.000,00. Daher erfolgte der Zuschlag auf 
das Ausgebot zu den gesetzlichen Versteige-
rungsbedingungen, sodass das Sonderkündi-
gungsrecht Inhalt des Zuschlages geworden ist 
und der Ersteher von diesem Gebrauch ma-
chen konnte. 

Bundesgerichtshof, Urteil vom 15.09.2021 - VIII 
ZR 76/20 
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